
	

	

	

Pressemitteilung	Festzuschüsse	vom	20.01.2017	

Zahnersatz:	170	Mio.	mehr	für	Patientinnen	und	Patienten?	

G-BA	setzt	sich	Ziel,	zum	1.7.2017	neue	Festzuschüsse	zu	beschließen	

	

Der	G-BA	hat	sich	heute	gegen	die	Einleitung	des	Stellungnahmeverfahrens	entschieden.	Stattdessen	
soll	der	Unterausschuss	Zahnärztliche	Behandlung	sich	erneut	mit	dem	Thema	beschäftigen.		

Die	Patientenvertretung	machte	in	der	Sitzung	deutlich,	dass	sie	keinerlei	weitere	Verzögerung	
akzeptieren	würde	und	hat	dem	Beschluss	nur	unter	der	Bedingung	zugestimmt,	dass	der	Zeitplan,	
zum	1.7.2017	neue	Festzuschüsse	zu	beschließen,	eingehalten	wird.	

Hintergrund	des	Streites	ist:	der	G-BA	hat	im	Rahmen	einer	Studie	festgestellt,	dass	die	derzeit	
gezahlten	Festzuschüsse	für	Zahnersatz	nicht	ausreichen,	um	im	Durchschnitt	50	%	der	Kosten	für	
eine	Regelversorgung	zu	finanzieren.	Auf	der	Basis	von	Abrechnungsdaten	aus	dem	Jahr	2015	
werden	die	Festzuschüsse	erstmals	seit	2005	neu	bestimmt.	Die	Ergebnisse	führen	evtl.	zu	
Mehrausgaben	auf	Seiten	der	Krankenkassen	in	Höhe	von	ca.	170	Millionen	€.	Diese	Kosten	werden	
derzeit	alleine	von	den	Patientinnen	und	Patienten	geschultert,	die	akut	Zahnersatz	benötigen.	

„Als	besonders	dramatisch	sehen	wir,	dass	dieser	Missstand	vor	allem	Menschen	mit	wenig	Geld	
trifft.“,	so	Gregor	Bornes,	Sprecher	der	Patientenvertretung	im	Unterausschuss	Zahnärztliche	
Behandlung.	„Die	Studie	hat	nur	die	Abrechnungen	der	Patientinnen	bzw.	Patienten	untersucht,	die	
eine	reine	Kassenleistung	(Regelversorgung)	gewählt	haben.	Dies	trifft	tendenziell	auf	Menschen	mit	
wenig	Geld	und	ohne	Zusatzversicherung	zu.	Umso	dringlicher	ist	es,	dass	der	G-BA	hier	schnell	zu	
einer	Entscheidung	kommt.	Für	Patientinnen	und	Patienten,	die	z.B.	im	zahnlosen	Unterkiefer	eine	
neue	Prothese	benötigen,	geht	es	um	zusätzliche	Beträge	von	mehr	als	65	€	bei	einem	Eigenanteil	
von	ca.	400	€.“	
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Seit 1989 bündeln PatientInnenstellen und -initiativen ihre Kompetenzen in der BAGP, um über gemeinsame Lobbyarbeit, Veröffentlichung von 

Informationen und Stellungnahmen, gesundheitspolitische Beteiligung, Erfahrungsaustausch und Fortbildung die Stellung der PatientInnen im 

Gesundheitssystem zu verbessern. Als unabhängige und neutrale Einrichtung der Patienten- und Verbraucherberatung ist die BAGP eine der  

nach § 140f SGB V anerkannte Patientenvertretungsorganisation im Gemeinsamen Bundesausschuss. 


